Tengen —

Sitzungsvorlage zur Gemeinderat - Sitzung am 17.06.2021

Vorlage 2021/320 - 6ffentlich:

Bebauungsplan "Gehren - vor Hagin, 1. Anderung"

01. Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans und einer Satzung uber
drtliche Bauvorschriften im Geltungsbereich des Bebauungsplans geméanR § 2
Abs. 1 BauGB und § 74 LBO

02. Beschluss liber die Beteiligung der Offentlichkeit und der Behdrden

03. Durchfihrung des Bebauungsplanverfahrens fir einen Bebauungsplan der
Innenentwicklung im vereinfachten Verfahren nach § 13a BauGB

Sachverhalt:

l. Planerfordernis

Im Stadtteil BuRlingen wurde im Jahr 1969 der Bebauungsplan ,Gehren - vor Hagin"
aufgestellt um der damaligen Nachfrage an Baumadglichkeiten nachzukommen. Es
handelte sich um eine private ErschlieungsmalRnahme, die den Rahmen fir eine
Bebauung mit Einfamilienhédusern auf sehr grol3en Grundstticken schaffte.

Im Jahr 1968 galt das Bundesbaugesetz als Grundlage fur den Bebauungsplan. Die
geltenden Regelungen der Landesbauordnung zu Abstandsflachen, Brandschutz
oder Regeln zur Gestaltung der Gebdude und Grundsticke, sind mit denen zum
Zeitpunkt der Erstellung des alten Bebauungsplans nicht Ubertragbar.

Die einzelnen Baugrundstiicke sind zu meist tiber 1.000 m? grof3 und haben deshalb
groRes Nachverdichtungspotential. Zum Teil wurden die Gebaude schon erweitert
und Grundstticke geteilt.

Auf dem Grundstuck Flst. Nr. 2120/14 mit einer Gr63e von ca. 1.133 m? mdchte die
zweite Generation der Eigentimer ein zusatzliches Wohngebaude erstellen, um
ihrem gewachsenen Bedarf an Wohnraum nachzukommen und zudem
Mehrgenerationenwohnen zu verwirklichen. Fir das Vorhaben wurde bei der
Genehmigungsbehorde eine Bauvoranfrage gestellt, die jedoch mangels Aussicht
auf Erfolg von den Bauwilligen zuriickgezogen wurde. Um nun diese Bebauung zu
ermdglichen, muss der bestehende Bebauungsplan geandert werden.

Da dieser Bebauungsplan in keiner Weise den aktuellen rechtlichen Grundlagen
entspricht und aulBerdem eine zeitgemal3e und ressourcenschonende Bebauung
nicht zuléasst, muss dieser im Bereich des Grundsticks Flst. Nr. 2120/14 geandert
und der bestehende Bebauungsplan im gleichen Bereich ersetzt werden.

Mit der vorliegenden Planung wurden die Festsetzungen auf die aktuellen

gesetzlichen Grundlagen wie Baugesetzbuch (BauGB), Baunutzungsverordnung
(BauNVO) und Landesbauordnung Baden-Wurttemberg (LBO) angepasst. Die
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grundlegenden Anderungen beschranken sich jedoch ausschlieBlich auf die
Festsetzungen, die einer zeitgemalen Bebauung im Wege stehen.

II.  Abgrenzung des Plangebiets
Das Planungsgebiet liegt im Nordwesten von Buldlingen an der StralRe ,Vor Hagin“
und ist Uber die BergstralR3e an die Schaffhauser Stral3e (Landesstral3e 188) an das
Uberdrtliche Verkehrsnetz angeschlossen.
Das Gelande liegt im Gewann ,Berg®, dessen Name bereits darauf schlielen lasst,
dass das Gelande sehr bewegt ist. Der Hohenunterschied auf dem Grundstiick Nr.
Fist. Nr. 2120/14 betragt ca. 6 Meter auf einer Lange von ca. 48 Metern.
Die umgebenden Gebaude sind an das héangige Gelande angepasst, | bis Il
geschossig mit flach geneigten Dachern. Durch Umbauten und Erweiterungen sind

auch hohere Gebaude oder Gebaude mit steileren Dachneigungen entstanden.

Das Plangebiet umfasst ausschlieBlich das Grundstick Flst. Nr. 2120/14 mit ca.
1.133 m2.

Der genaue Geltungsbereich ist dem beigefligten Lageplan zu entnehmen.

lll.  Flachennutzungsplan
Im Flachennutzungsplan Stadt Tengen 2030 ist das Planungsgebiet als
~Wohnbauflache“ dargestellt.

IV. Anderung und Ergénzung des Bebauungsplans

I. Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB

Die Planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans ,Gehren — vor Hagin"
vom 15.09.1969 werden durch die folgenden Festsetzungen fir den Bereich des
Bebauungsplans ,Gehren — vor Hagin, 1. Anderung“ geandert bzw. erganzt. Im
Ubrigen gelten die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans ,Gehren
— vor Hagin®.

Art und Mal der baulichen Nutzung

Die Gebietskategorie ,Reines Wohngebiet — WR* muss nicht geandert werden.

Das Mal3 der baulichen Nutzung war im bestehenden Bebauungsplan fiir den
Planungsbereich durch die Geschossflachenzahl GFZ 0,25 und die Zahl der
Vollgeschosse — Il-, sowie tal- und bergseitige ,Dachschwellenhéhen® festgesetzt.

Diese Festsetzung wird durch eine Grundflachenzahl — GRZ- von 0,3, zwei
Vollgeschossen und der maximalen Wandhdhe ersetzt. Auf die Festsetzung einer
GFZ wird verzichtet, da die Kubatur Uber GRZ und Geschossigkeit die zukinftige
Bebauung ausreichend bestimmt ist. Mit der GRZ 0,3 ist eine moderate
Nachverdichtung moéglich, ohne die Umgebung zu beeintrachtigen.
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Durch die Begrenzung mit einer maximalen Wandhéhe wird erreicht, dass
Erweiterungen die Umgebungsbebauung in der Hohe nicht Uberschreiten.

Bauweise und Uberbaubare Fldche

Die Bauweise — offene Bauweise - muss nicht verandert werden. Bei dieser ist mit
den Hauptgebauden ein seitlicher Grenzabstand einzuhalten.

Die Uberbaubaren Flachen waren im bestehenden Bebauungsplan durch Baulinien
und Baugrenzen bestimmt. Insbesondere die Baulinien, auf denen zwingend gebaut
werden muss, konnten im bestehenden Bebauungsplan nicht durchgehend
eingehalten werden.

Die bisherige uberbaubare Flache wird nun ausschlie3lich durch Baugrenzen
bestimmt, die an die bestehenden Baugrenzen, bzw. Baulinien anschliel3en. An den
Grenzen nach Sudwesten und Sudosten muss die Uberbaubare Flache erweitert
werden. Zur Grenze zum Grundstiick Nr. 2120/13 verlauft die Baugrenze mit dem
Mindestabstand von 2,50 m nach Landesbauordnung, zur Grenze zum Grundsttick
Nr. 2120/2 betragt der Abstand ca. 13,60 m. Zur Grenze zum Grundstiick Flst. Nr.
2124/2 wird die bestehende sudliche Flucht mit einer kleinen Erweiterung
aufgenommen.

In dieser erweiterten Uberbaubaren Fldche ist der Bau eines kleineren Wohn-
gebaudes mdglich.

Garagen und Nebenanlagen

Garagen und Carports sind aufgrund der ortlichen Gegebenheiten auf3erhalb der
Uberbaubaren Flache zuléssig, ebenso offene Stellplatze.

Aus Grunden der Verkehrssicherheit missen Garagen und Carports von der
Stral3enkante mindestens 5,50 m zuriickgesetzt werden, um ausreichende Aufstell-
flache fur rickwarts ausfahrende PKW zu gewahrleisten.

Nebenanlagen, die der Umgebung entsprechen wie z.B. Gartenschuppen, sind
ebenfalls aul3erhalb des Baufensters zulassig.

Diese Festsetzung entspricht auch dem bestehenden Bebauungsplan.

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht

An der Grenze muss ein 3 m breites Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des
sudlichen Grundstiicksteils dauerhaft eingerdumt werden, um die Erschliel3ung des
zweiten Gebaudes dauerhaft zu sichern, wenn das Grundsttick nicht entsprechend
geteilt wird.

MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

Fur das Grundstick wurde eine Begehung durchgefuhrt, um das Vorhandensein von
geschutzten Arten zu Uberprifen. Es wurden keine Hinweise gefunden, die darauf
schlieBen lassen, dass geschitzte Arten vorhanden sind. Es wurden jedoch
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MaflRnahmen formuliert, die ausschlieBen sollen, dass Verstde gegen das
Naturschutzgesetz (T6tungsverbot) vorkommen kdnnten. Diese Mal3hahmen werden
als Hinweise in den Bebauungsplan ibernommen und mit Hinweisen erganzt.

Il. Nachrichtliche Ubernahmen § 9 Abs. 6 BauGB und Hinweise

1. Bodenfunde/Archaologische Funde (Ausflhrung siehe Anlage)
2. Anpflanzungen von Baumen (Ausfuhrung siehe Anlage)
3. Artenschutz (Ausfihrung siehe Anlage)

[ll. Ortliche Bauvorschriften § 74 LBO

In den bestehenden Bebauungsvorschriften ist die zulassige Dachneigung von 22 bis
27° festgesetzt. Eine Dachform ist nicht genannt, sondern lediglich die Art und Farbe
der Deckung. Die Planzeichnung und die Festsetzung einer Firstrichtung lassen
jedoch darauf schliel3en, dass Satteldacher gebaut werden sollen.

Die Ortlichen Bauvorschriften werden nun dahingehend erweitert, dass zukunftig
neben geneigten Déachern als Satteldach, Zeltdach, Walmdach mit der gleichen
Dachneigungsspanne wie im bestehenden Bebauungsplan auch begriinte
Flachdacher mdglich sind. Flachdacher ermdglichen zeitgemalles und
wirtschaftliches Bauen, den optimalen Einsatz von Anlagen zur regenerativen
Energiegewinnung und konnen zudem durch Begrinung zum Klimaschutz,
schonenden Umgang mit Boden und Entwasserung (Pufferung von Niederschlag)
beitragen.

Aus Grunden des Wasserschutzes wurde eine Verpflichtung zum Einbau von
Zisternen oder alternativ Versickerungsmulden aufgenommen.

V. Verfahren

Verfahren nach § 13a BauGB

Die Planung soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a BauGB im
beschleunigten Verfahren durchgefuhrt werden. Bebauungsplane fur die
Wiedernutzbarmachung von Flachen, fir die Nachverdichtung oder fir andere
Malnahmen der Innenentwicklung kdnnen unter bestimmten Voraussetzungen im
beschleunigten Verfahren abgeschlossen werden.

Voraussetzung fur die Anwendung dieses Verfahrens ist, dass

- der Bebauungsplan nicht die Zulassigkeit von solchen Vorhaben begrindet, fur die
eine Umweltvertraglichkeitsprifung gemaf UVPG durchzufiihren ist,

- keine Anhaltspunkte fir die Beeintrachtigung von Natura 2000-Gebieten bestehen,
- die zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von 20.000 m?
unterschritten wird.

Das geplante Vorhaben verursacht aus folgenden Griinden keine nachteiligen
Umweltauswirkungen:

- Grundflache im Sinne des § 13a Absatz 1 Satz 2 BauGB weniger als 10.000 m?

- ausschlieB3lich Ausweisung von Flachen fur Wohnnutzungen

- keine Anhaltspunkte fir die Beeintrachtigung von Natura 2000-Gebieten.

- Der Bebauungsplan darf nicht die Zulassigkeit von solchen Vorhaben begrinden,
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fur die eine Umweltvertraglichkeitsprifung gemafld UVPG durchzufihren ist.

Dies trifft fur die Bebauungsplananderung zu, das Verfahren kann folglich nach § 13a
BauGB durchgefihrt werden.

Anlagen:

- Entwurf des Bebauungsplans ,Gehren — vor Hagin, 1. Anderung®
(Entwurf des Bebauungsplans vom 27.05.2021)

01. Deckblatt
02. Satzung
03. Rechtsplan

04. Planungsrechtliche Festsetzungen
05. Ortliche Bauvorschriften

06. Begrundung

07. Anlage 1 betr. Artenschutz
08. Abgrenzungslageplan

--die Punkte 01. bis 08. sind zusammen in einer Anlage angefuhrt--

Beschlussvorschlag:

Tengen, den 04.06.2021

2021/320

Der Gemeinderat beschlief3t gemaR § 2 Abs. 1 BauGB
den Bebauungsplan ,Gehren — vor Hagin, 1. Anderung*
fur den im Abgrenzungslageplan vom 27.05.2021
dargestellten Bereich aufzustellen. Das Verfahren wird
nach §13a BauGB durchgefuhrt.

Der Gemeinderat beschlie3t gemaR § 74 LBO die
ortlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan ,Gehren —
vor Hagin, 1. Anderung“ im gleichen Bereich aufzustellen.

Der Bebauungsplan und die Ortlichen Bauvorschriften
,Gehren — vor Hagin, 1. Anderung“ werden gebilligt.

Der Gemeinderat beschliel3t auf dieser Grundlage die Be-
teiligung der Offentlichkeit in Form der Planoffenlage nach
8§ 3 Abs. 2 BauGB und der Behdrden und Trager 6ffent-
licher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB.

Seite 5von 5



	Datum
	Beratungsfolge
	FLD_VONAME
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

